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… ist ein Thema aus dem Reigen 

der Jahrestage rund um 1918 und 

1919 zu Gast in Momente. Diese 

Monate des Umbruchs vor 100 

Jahren sind einfach zu verlockend: 

So viele Themen von damals werden 

heutzutage immer noch – oder 

wieder – politisch diskutiert, so viele 

spannende Quellen und merkwürdige 

Details sind durch die intensive 

Beschäftigung anlässlich der Jubiläen 

ans Tageslicht gekommen. Etwa 

der Bericht zum Frauenwahlrecht, 

den die zweite Kammer des 

württembergischen Landtags vier 

Monate vor der Revolution 1918 

veröffentlichte. Und wie immer 

schildern unsere Autorinnen und 

Autoren auch die „Mühen der 

Ebene“: Mit dem Frauenwahlrecht 

war 1918 zwar viel gewonnen, doch 

die Euphorie des Anfangs wich bald 

der Nüchternheit. Und das Jubiläum 

feiert sich nicht von selbst, sondern 

verlangt Engagement für unsere 

Geschichte! 

 

Ihre Redakteurin 

Meike Habicht

Schon  
wieder …
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Erst ausgegrenzt, dann 
beraubt und vernichtet 
Wie NS-Akteure und „Volksgemeinschaft“ 1933–1945 gegen die Juden in Württemberg  
und Hohenzollern vorgingen

Zur Verfolgung der Juden in Württem-
berg während der NS-Zeit sind seit 
den 1960er-Jahren zahlreiche Studien 
erschienen. Doch kaum eine Untersu-
chung widmete sich intensiv den Maß-
nahmen, die die Shoah vorbereiteten 
und begleiteten: berufliche Ausgren-
zung, wirtschaftliche Existenzvernich-
tung und Ausplünderung der jüdischen 
Bevölkerung. Dieses Defizit war lange 
auch der Rücksichtnahme auf die vielen 
Täter und Profiteure sowie ihre Angehö-
rigen im „Ländle“ geschuldet. Der Ge-

denkstättenverbund Gäu-Neckar-Alb hat 
deshalb gemeinsam mit dem Landesar-
chiv Baden-Württemberg veranlasst, 
zu diesem Thema ein Forschungs- und 
Ausstellungsprojekt für das Gebiet des 
damaligen Württemberg-Hohenzollern 
zu starten. 25 Forscherinnen und For-
scher aus den Gedenkstätten, aus ein-
zelnen Staats- und Stadtarchiven sowie 
weitere Fachleute auf regionaler und lo-
kaler Ebene haben sich mit dem Raub-
zug intensiv beschäftigt. Sie beleuchten 
unterschiedliche Perspektiven der Opfer, 

aber auch der Täter, Profiteure und wei-
terer Beteiligter. In Württemberg waren – 
wie anderswo auch – zahlreiche Akteure 
involviert: Sie kamen aus der NSDAP, 
aus den Kommunen, den Finanz- und 
Landesverwaltungen, der Gestapo, den 
Wirtschaftsverbänden, aus Industrie- 
und Handelskammern, Handwerksin-
nungen, Firmen bis hin zu vielen Bürger-
rinnen und Bürgern. 

In Württemberg und Hohenzollern lebten 
1933 rund 11.000 jüdische Bürgerinnen 

NS-Boykott der Adlerbrauerei in Heilbronn im Rahmen der reichsweiten Boykotte am 1. April 1933.

und Bürger. Es gab nach vorsichtigen 
Schätzungen ca. 1.500 Geschäfte und 
Unternehmen – überwiegend kleine und 
mittelständische Textil- und Viehhand-
lungen, Zigarren- und Tabakhandlungen 
– rund 140 Fabriken, 35 Privatbanken, 
rund 120 Rechtsanwälte und Juristen, 
ca. 150 meist niedergelassene Ärzte und 
mehrere Hundert sonstiger Freiberufler 
und Angestellte, darunter viele Frauen. 

Die berufliche und wirtschaftliche Aus-
grenzung der deutschen Juden durch 
die „Volksgemeinschaft“ war ein gesell-
schaftlicher Prozess. Er wurde propa- 
gandistisch durch die regionalen und lo-
kalen NSDAP-Führer geleitet. Begonnen 
wurde er im Frühjahr 1933 mit dem flä-
chendeckenden Kaufboykott gegen Ge-
schäfte mit jüdischen Inhabern in Stutt-
gart und anderen Städten wie Heilbronn, 
Ulm, Ludwigsburg, Göppingen, Esslin-
gen, Tübingen oder Rottweil. Es folgte 
rasch die systematische Ausschaltung 
und Verdrängung jüdischer Rechtsan-
wälte, Ärzte, Journalisten und Künstler. 
Eine Flut von Gesetzen und Verordnun-
gen schränkte das Leben der jüdischen 
Bevölkerung in der NS-Zeit immer stär-
ker ein. Der Verfolgungsdruck durch 
Staat, Partei und Gesellschaft führte 
dazu, dass zahlreiche Jüdinnen und Ju-
den ihr Geschäft, ihre Praxis oder Kanzlei 
aufgaben. Viele Städte und Gemeinden 
beteiligten sich an diesem Druck von An-
fang an, indem sie Geschäftskontakte zu 
Juden abbrachen oder jüdischen Vieh-
händlern den Zutritt zu Märkten verbo-
ten. Sie halfen damit der nichtjüdischen 
Konkurrenz und profitierten später als 
Käufer von Grundstücken und Häusern. 

Nach der Existenzvernichtung blieb vie-
len Juden nur die Flucht. Dann griffen 

die Finanzämter mit der Reichsflucht-
steuer und anderen Sonderabgaben zu. 
Sie pressten den Ausreisewilligen hohe 
Anteile ihres Vermögens für den NS-
Staat ab, der damit unter anderem seine 
Kriegsvorbereitungen finanzierte. An den 
zurückgelassenen Geschäften und Im-
mobilien sowie am Hausrat bereicherten 
sich willige „Volksgenossen“. 

Während das Oberfinanzpräsidium 
Württemberg, die Devisenstelle Stutt-
gart und die örtlichen Finanzämter die 
Juden mit Sondersteuern und Abgaben 
schröpften, nahmen NSDAP-Funktionä-
re die lukrativen Firmen und größeren 
Fabriken ins Visier. Die regionale NSDAP 
schuf 1936 für die Zwangsübernahme 
dieser Unternehmen eigens eine „Ver-
mittlungszentrale“. An dieser waren die 
Stadt Stuttgart, das Wirtschaftsminis-
terium und die aufstrebende Schwäbi-
sche Treuhand AG beteiligt. Sie gaben 
dem Raubzug gegen die jüdischen Un-
ternehmer einen scheinlegalen Anstrich 
und setzten genehme Personen beim 
Kauf durch. Dabei wurden eine Reihe 
von NS-Spitzenfunktionären und loka-
le Parteigrößen als neue Firmeninhaber 
eingesetzt und die Württembergische 
Landessparkasse bewilligte großzügig 
„Arisierungskredite“. Die Korruption der 
NSDAP blühte auch in Württemberg. 

In der Pogromnacht 1938 tobten die Ge-
waltexzesse der Nazis und ihrer Helfer. 
Es folgten am 10. November Plünderun-
gen in Stuttgart und anderswo. Gestapo 
und NS-Organisationen beschlagnahm-
ten Wertgegenstände, Autos, Synago-
genleuchter und weiteres. Die jüdischen 
Schwaben waren schutz- und rechtlos. 
Als 2.500 Juden aus Württemberg-Ho-
henzollern ab Dezember 1941 in die 
Todeslager deportiert wurden, standen 
die Gestapo und die württembergische 
Reichsfinanzverwaltung bereit, das kom-
plette Vermögen der Opfer zu beschlag-
nahmen und restlos zu verwerten. Dabei 
gingen kaum ein Finanzamt und auch 
nicht das Oberfinanzpräsidium in Stutt-
gart leer aus. Was die NS-Behörden und 
Parteiorganisationen nicht brauchten, 
wurde meistbietend an die Bevölkerung 
versteigert, die sich mehrheitlich an den 
„Schnäppchenjagden“ beteiligte. 

Die Ergebnisse werden 2019 in einer 
Publikation der Landeszentrale für poli-
tische Bildung und einer Ausstellung im 
Staatsarchiv Ludwigsburg dokumen-
tiert. Neben einem Überblick über die 
Vorgänge werden exemplarisch einzelne 
Zwangsverkäufe von Unternehmen dar-
gestellt – die Fälle betreffen Göppingen, 
Buchau, Hechingen, Laichingen, Stutt-
gart sowie die große Porzellanfabrik in 
Schramberg, das regionale Kaufhaus 
Landauer und die Adlerbrauerei in Heil-
bronn. Außerdem wird die Rolle der 
Stadt Stuttgart und der Rüstungsfirma 
Heinkel bei Grundstückskäufen sowie 
die kommunale Aneignung von Synago-
gengrundstücken und jüdischen Fried-
höfen beleuchtet. Thematisiert wird auch 
der schwierige Weg der Restitution. 

 
 
Dr. Martin Ulmer koordiniert das Projekt 
„Ausgrenzung – Raub – Vernichtung. NS-Ak-
teure und ‚Volksgemeinschaft‘ gegen die Juden 
in Württemberg und Hohenzollern 1933–1945“ 
und ist Mitherausgeber der gleichnamigen 
Publikation.

Die Baumwollspinnerei und -weberei Gutmann 
in Göppingen, eine der größten Textilfabriken 
in Württemberg, wurde 1938 zwangsverkauft.

Aus der  
Vermögenssteuer 

wurde auch im 
Finanzamt Horb  

ab November 1938  
eine „Judenver- 

mögensabgabe“.




